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2. Oktober 2002

Positionspapier zur Gemeindefinanzreform

Beschluss der Mitgliederversammlung vom 2. Oktober 2002 in Münster

Im Hinblick auf die wachsende Not der Städte und Gemeinden fordert die Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen Land und Bund auf, im Rahmen der anstehenden Gemeindefinanzreform folgenden Überlegungen und Forderungen Rechnung zu tragen:

I. Rahmenbedingungen

Nach der Finanzverfassung des Grundgesetzes (GG) beruhen die Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden (Kommunen) auf zwei gleichermaßen wichtigen Säulen: 

· der einwohnerbezogenen Säule der unmittelbaren Beteiligung an der Einkommensteuer (Subjektsteuer, zur Zeit: 15 %; Bund und Länder je 42,5 %) sowie 

· der wirtschaftsbezogenen Säule der Gewerbesteuer (Objektsteuer). 

Die Relation dieser beiden Einnahmequellen ist nicht nur von der Größe und Wirtschaftsstruktur der Kommunen abhängig, sondern auch regional bedingt. Insbesondere die Höhe der Gewerbesteuereinnahmen streut sehr stark. 

Weder die einwohnerbezogene noch die wirtschaftsbezogene Steuereinnahmesäule können zur Disposition gestellt werden. Zwar sind Bedeutungen und Aufkommen der beiden Steuerquellen in den Kommunen unterschiedlich. Das gleichgewichtige Nebeneinander von wirtschafts- und wohnsitzbezogenen Steuereinnahmen hat sich aber insgesamt bewährt.

II. Notwendigkeit einer Gemeindefinanzreform

Die Notwendigkeit einer grundlegenden Gemeindefinanzreform, hierbei insbesondere einer Fortentwicklung der Gewerbesteuer im Rahmen einer Reform des Gemeindesteuersystems , wird seit nahezu 30 Jahren ergebnislos diskutiert. Gute Ansätze der Wissenschaft (z.B. Wertschöpfungssteuer) wurden nicht aufgegriffen. Die wirtschaftlich und finanziell erfolgreiche Phase der achtziger und frühen neunziger Jahre wurde nicht genutzt, da die Vorstellungen der Beteiligten zu unterschiedlich waren. Dennoch ist die Politik nicht untätig geblieben. Statt die Gewerbesteuer zu reformieren, wurde sie vom Bundesgesetzgeber seit Mitte der siebziger Jahre im Rahmen  diverser Reformvorhaben systematisch demontiert. 

Die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer zum 01.01.1998 stellte nicht das Ende dieser kommunalerseits nicht akzeptablen Entwicklung dar. Auch die Reformvorhaben der letzten Jahre (Haushaltssanierungsgesetz, Familienleistungsausgleich, Steuerentlastungsgesetz sowie Steuersenkungsgesetz) sind mit vielschichtigen, auch strukturell negativen Auswirkungen auf die Finanz- und Haushaltsautonomie sowie Einnahmesituation der Kommuen verbunden. So wurde bei den vergangenen Steuerreformprojekten die kommunale Ebene  im Vergleich zu Bund und Ländern bei der Verteilung der reformbedingten Steuermindereinnahmen bezogen auf den jeweiligen Anteil an den Steuereinnahmen überproportional belastet. 

Gleichzeitig gibt es erhebliche strukturelle Verwerfungen bei der interkommunalen Verteilung der Steuerausfälle. Betroffen sind vor allem kleinere Städte und Gemeinden, bei denen aufgrund der kleingewerblichen Wirtschafts- und Gewerbestruktur die Einkommensteuer eine weitaus höherer Bedeutung als die Gewerbesteuer hat. Weil die Steuerreformen der letzten Jahre vor allem zu massiven Steuerausfällen beim Gemeindeanteil an der Einkommensteuer geführt haben, gehen die damit verbundenen interkommunalen Verteilungswirkungen zu Lasten vor allem der kleineren kreisangehörigen Städte und Gemeinden, deren Steuerbasis immer weiter erodiert. Dies unterstreicht die Dringlichkeit einer Gemeindefinanzreform mit dem Ziel, den Städten und die Gemeinden die für eine stetige Erfüllung kommunaler Aufgaben erforderliche bedarfsgerechte Steuerkraft und Finanzautonomie dauerhaft zu gewährleisten. Allerdings ist dies nicht allein eine Frage der Einnahmen-, sondern auch der Ausgabenseite.

III. Ziele einer Gemeindefinanzreform

Aus der dargestellten Defizitanalyse ergeben sich folgende Ziele einer Gemeindefinanzreform:

· Eine angemessene finanzielle Ausstattung der Kommunen, welche ihnen die Finanzierung der ihnen übertragenen Aufgaben aus laufenden Einnahmen ermöglicht und auch den nötigen Spielraum für die Wahrnehmung freiwilliger kommunaler Aufgaben schafft.

· Die Fehlentwicklungen auf der Ausgabe- und Einnahmeseite müssen korrigiert und die Steuereinbrüche der vergangenen Jahre kompensiert werden.

· Zur Stärkung von Steuerbasis und Steuerkraft, zur Verstetigung der Aufkommensentwicklung sowie zur Verbesserung der Haushalts- und Finanzautonomie der Gemeinden ist die Gewerbesteuer zu modernisieren. 

· Die zu große Konjunktur- und Gewinnabhängigkeit der Steuer, ihre Entwicklung hin zu einer Großbetriebssteuer sowie die erheblichen Steuerkraftunterschiede zwischen Städten und Gemeinden gleicher Größenordnung müssen umfassend korrigiert werden. 

· Der Interessenverbund zwischen Gemeinden und Unternehmen ist wieder herzustellen.

· Das strikte Konnexitätsprinzip nach dem Motto "Wer bestellt, bezahlt" ist im Grundgesetz zu verankern. Nur so kann verhindert werden, dass Bund und Land auch weiterhin immer neue Aufgaben bzw. Kosten auf die gemeindliche Ebene verlagern, ohne die erforderlichen finanziellen Mittel gleichzeitig zur Verfügung zu stellen. 

· Die Gemeinden müssen von gesamtstaatlichen Aufgaben entlastet werden.

· Die Belastung der kommunalen Sozialhaushalte ist zurückzuführen.

IV.Thesen

1.
Fortbestand der Gewerbesteuer unverzichtbar

Die Gewerbesteuer ist die einzige, eigene wirtschaftskraftbezogene und mit einem Hebesatzrecht ausgestattete Steuerquelle der Gemeinden. 

Die Forderung nach Abschaffung der Gewerbesteuer ist daher ohne einen qualitativ und quantitativ gleichwertigen Ersatz aus einer Reihe von Gründen indiskutabel:

· Es entfiele nicht nur die wirtschaftsbezogene Säule des gemeindlichen Steuersystems, sondern auch das unverzichtbare Bindeglied zwischen der Wirtschaft und ihren Standortgemeinden. 

· Eine gleiche Verteilung der durch die Wirtschaft verursachten Lasten entsprechend dem Äquivalenzprinzip auf die Verursacher wäre nicht mehr möglich. Ein prägender Grundgedanke kommunaler Einnahmen würde aufgegeben. 

· Die Gewerbesteuer ist in Verbindung mit dem Hebesatzrecht zudem die einzige „reine Gemeindesteuer“ zur Absicherung der verfassungsrechtlich geforderten umfassenden gemeindlichen Finanzautonomie. 

2.
Gewerbesteuer modernisieren

Das in der Vergangenheit drastisch gesunkene Steueraufkommen der Städte und Gemeinden muss erhöht und auf einem auskömmlichen Niveau verstetigt werden. Die dargestellten Defizite der Gewerbesteuer sind durch eine umfassende Modernisierung zu beseitigen. Wesentliche Bestandteile einer derartigen Reform sind: 

· die Erweiterung der Steuerpflicht auf alle Selbständigen i.S. von § 18 Einkommensteuergesetz 
Aufgrund der vielen gesetzlichen Eingriffe entziehen sich immer mehr Unternehmen ihrer gesetzlichen Steuerpflicht. Die Gewerbesteuerlast muss aber i.S.d. Äquivalenzprinzips gleichmäßig und gerecht auf alle betrieblichen Verursacher gemeindlicher Lasten verteilt werden. Nur auf diese Weise kann die überproportionale Belastung der noch wenigen Gewerbesteuerzahler abgebaut und gleichzeitig die fragwürdige Ungleichbehandlung von Einkünften aus Gewerbebetrieb und selbständiger Tätigkeit beendet werden. Ausgehend hiervon ist die Einbeziehung aller Selbständigen eine unabdingbare Voraussetzung und ein unverzichtbares Element einer erfolgreichen Modernisierung der Gewerbesteuer.

· die Verbreiterung der Bemessungsgrundlage
Eine Verbesserung und Verstetigung der Gewerbesteuereinnahmen erfordert daneben eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage. Ausgehend von dem Prinzip der Finanzierungsneutralität des Steuerrechts sollten künftig alle Mieten, Pachten, Leasingraten sowie Zinsen ebenso zum Gewerbeertrag hinzugerechnet werden, wie die Veräußerungsgewinne von Personenunternehmen. In dem Bewusstsein, dass alle Städte und Gemeinden ihr Hebesatzrecht bei der Gewerbesteuer verantwortungsvoll mit dem Ziel einsetzen, die Steuerlast der Unternehmen auf ein zumutbares Maß zu begrenzen, sollte der Staffeltarif nach § 11 Abs. 2 des Gewerbesteuergesetzes als ein Schritt zur Steuervereinfachung abgeschafft werden. 

Zur Verbesserung und Verstetigung der Gewerbesteuereinnahmen ist die gewerbesteuerliche Organschaft zur Gewinn-/Verlustverrechnung abzuschaffen. Zumindest sind die durch das Gesetz zur Fortentwicklung des Unternehmenssteuerrechts ab 2002 in Kraft getretenen Erleichterungen (Wegfall der bisher verlangten wirtschaftlichen und organisatorischen Eingliederung) zurückzunehmen.

3.
Wertschöpfungssteuer diskutieren

Die vom Sachverständigenrat bereits 1982 entwickelte Konzeption einer kommunalen Wertschöpfungssteuer (wie geltendes Recht; dazu Selbständige, öffentliche Hand, Wohnungswirtschaft und ggf. Land- und Forstwirtschaft; Wertschöpfung als Summe aus Gewinn, Löhnen, Mieten, Pachten und Zinsen mit einheitlichen Messzahlen für die einzelnen Elemente) ist nach wie vor ein diskussionswürdiger Ansatz. Allerdings ist es seit dem Vorliegen dieser Konzeption bislang nicht gelungen, einer Realisierung näher zu kommen.

4.
Hebesatzrecht am gemeindlichen Einkommensteueranteil

Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer hat seit seiner Einführung die Struktur der gemeindlichen Steuereinnahmen positiv verändert. Sein Vorteil liegt darin, dass die Städte und Gemeinden zumindest in diesem Teil ihrer Einnahmen von derart starken Einnahmeschwankungen wie bei der Gewerbesteuer verschont geblieben sind. In der aktuellen Diskussion um eine Gemeindefinanzreform wird u.a. auch die Einführung eines Hebesatzrechts an der Einkommensteuer aus folgenden Gründen vorgeschlagen: 

· Die Gemeinden hätten die Möglichkeit, innerhalb einer gewissen Bandbreite auch im Bereich der Einkommensteuer die Höhe ihrer Einnahme eigenständig zu gestalten.

· Die Finanzautonomie der Gemeinden würde ebenso gestärkt wie die Fühlbarkeit der Belastung für die in der Gemeinde ansässige Bevölkerung erhöht. 

· Die Bürger könnten in bestimmtem Umfang direkt zur Finanzierung kommunaler Aufgaben beitragen. Die Folge: Mehr Bürgernähe und mehr Bürgerengagement. Auf diese Weise würde den unterschiedlichen örtlichen Präferenzen stärker Rechnung getragen. 

· Die Gemeinden stünden im Wettbewerb um Bürger und deren Steuerkraft.

Entscheidend für die weitere Diskussion ist allerdings folgende Prämisse: Eine wie auch immer geartete gestaltbare kommunale Einkommensteuer (ganz eigenständige kommunale Einkommensteuer; Zuschlag zur staatlichen Einkommensteuer oder Hebesatzrecht auf den kommunalen Einkommensteueranteil) kann und darf kein Ersatz für eine wirtschaftsbezogene Kommunalsteuer wie die Gewerbe- oder eine Wertschöpfungssteuer sein. Die ersten beiden Optionen wären ohne gravierende Änderungen der staatlichen Einkommensteuer nicht denkbar. Entweder müsste die staatliche Einkommensteuer zuvor gesenkt oder die Abzugsfähigkeit der Lokaleinkommensteuer von der staatlichen Einkommensteuer ermöglicht werden. Letztere Möglichkeit ist relativ unwahrscheinlich, da dann höhere Steuerbelastungen durch die Gemeinden die entsprechenden Steuereinnahmen des Staates mindern würden.

5.
Striktes Konnexitätsprinzip in der Verfassung verankern

Wenn Bund und Länder den Kommunen Aufgaben oder Kosten zuweisen, müssen sie in Zukunft per Verfassung verpflichtet werden, auch für die erforderlichen Finanzmittel zu sorgen. Das ist der Inhalt der Forderung nach strikter Konnexität im Sinne von: „Wer bestellt, bezahlt“. Es ist nicht akzeptabel, dass die Entscheidungsträger einer staatlichen Ebene einer anderen staatlichen Ebene Aufgaben zuweisen können, ohne diese auch mit den erforderlichen Finanzmitteln ausstatten zu müssen. 

Die Vorgabe einer strikten Konnexität würde eine disziplinierende Wirkung auf Bundes- und Landesgesetzgeber haben. Wer Aufgaben nur mit einer entsprechenden Kostendeckung verlagern darf, wird dies in aller Regel unter den heutigen finanziellen Rahmenbedingungen unterlassen. Was die bereits erfolgten Aufgabenzuweisungen auf die kommunale Ebene angeht, so haben Bund und Länder bei den fraglichen Aufgabenzuweisungen Leistungsverpflichtungen begründet, die sie in ihren eigenen Haushalten nicht darstellen können. Da es sich in aller Regel aber um Leistungsverpflichtungen handelt - beispielsweise Kindergartenplatz, Sozialhilfe - , die im Kern politisch unumstritten sind, kann die Forderung nur lauten: Bund und Länder müssen sich an den Kosten beteiligen.

6. Konsultationsmechanismus einführen


Die bisher bestehenden Anhörungsrechte der Kommunalen Spitzenverbände bei der Erarbeitung von Gesetzentwürfen der Bundesregierung und in den Ausschüssen des Bundestages reichen nicht, um Verschiebungen von Aufgaben und Kosten zu Lasten der Kommunen entgegenzuwirken.

Im Zusammenhang mit der Festschreibung des Konnexitätsprinzips muss deshalb ein Konsultationsmechanismus - nach österreichischem Vorbild - verbindlich vorgesehen werden. 

Danach sind die Kommunalen Spitzenverbände zu konsultieren und klare Kostenregelungen zu treffen, wenn neue Aufgaben geschaffen oder bestehende auf die Gemeinden verlagert werden. Rechtsvorschriften mit Kostenfolgen können nur dann beschlossen werden, wenn die hiervon betroffene Ebene dem zustimmt. Kommt eine Einigung nicht zustande, muss diejenige Ebene die Kosten tragen, die das Gesetz veranlasst hat.

Mit diesem Mechanismus wird erreicht, dass keine Gebietskörperschaft durch Recht​setzung einer anderen gegen ihren Willen finanziell belastet werden kann. 

7.
Reform der Arbeitslosen- und Sozialhilfe für erwerbsfähige Arbeitslose


Eine Reform der Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist unerlässlich. Ziele dieser Reform müssen sein:

· die Vermeidung, Überwindung bzw. Reduzierung der Hilfebedürftigkeit,

· die Steigerung der Erwerbstätigenquote,

· die Erhöhung der Effektivität und Effizienz der Systeme.


Eine einseitige Verschmelzung der Arbeitslosen- mit der Sozialhilfe zu Lasten der Kommunen wird nachdrücklich abgelehnt. Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind vielmehr in einem eigenständigen Leistungsgesetz zusammenzuführen. Dabei muss sichergestellt werden, dass der Bund dauerhaft die finanzielle Verantwortung für die erwerbsfähigen Arbeitslosen übernimmt.


Der Vorschlag, die Langzeitarbeitslosen allein in die Verantwortung der Kommunen zu übernehmen, ist nicht akzeptabel, da er weder den Interessen einer effektiven Arbeitsmarktpolitik noch den Interessen der Städte und Gemeinden gerecht wird.

8. Entlastung der kommunalen Sozialhaushalte unabdingbar

Die angespannte Lage der kommunalen Haushalte hat eine Ursache in den Belastungen der kommunal zu finanzierenden sozialen Leistungen. Zu nennen sind hier insbesondere die Ausgaben für Arbeitslose, Alleinerziehende, Behinderte sowie für Kinder und Jugendliche. Im Jahr 2000 wurden allein für die Hilfe zum Lebensunterhalt, die u. a. die Aufwendungen für Arbeitslose und Alleinerziehende umfasst, bundesweit 9,72 Mrd. € ausgegeben. Die Eingliederungshilfe für Behinderte stieg im gleichen Jahr auf knapp 9,20 Mrd. €. Die Ausgaben für Kinder und Jugendliche betrugen im selben Jahr 15,33 Mrd. €.


Die Städte und Gemeinden fordern seit Jahren eine Reform der Sozialhilfe. Dabei erfordert das Ziel notwendiger Verwaltungsvereinfachung eine weitgehende Pauschalierung der Sozialhilfeleistungen unter Ausschluss der Möglichkeit, sich auf Einhaltung des Bedarfsdeckungsprinzips im Einzelfall zu berufen. Die allseits geforderte Reform der Regelsätze muss zügig umgesetzt werden. Die Höhe der Regelsätze ist, wie bereits gesetzlich festgelegt, konsequent am Verbraucherverhalten von Haushalten in unteren Einkommensgruppen zu orientieren.

Die dringend notwendigen und tatsächlich spürbaren Einsparungen lassen sich nur durch eine Stärkung der dem BSHG vorgelagerten Sicherungssysteme erreichen. Hierzu gehören insbesondere:

· Ein Leistungsgesetz des Bundes für die Beratung, Betreuung und Versorgung Behinderter. Das BSHG ist nicht das geeignete Hilfeinstrument für diese Personengruppen.

· Eine Verbesserung des Familienleistungsausgleichs, um Kinder sozialhilfeunabhängig zu machen. 

· Bedarfsdeckende Leistungen der Arbeitslosenversicherung, um ergänzende Leistungen der Sozialhilfe auszuschließen.

9.
Pflichtaufgaben begrenzen und Standards weiter absenken

Eine nachhaltige Begrenzung der Pflichtaufgaben sowie ein weiterer, energischer Abbau von Standards würden nicht nur die kommunale Selbstverwaltung stärken, sondern auch die Handlungsspielräume der Kommunen erweitern. In Zeiten sinkender Einnahmen und gleichzeitig steigender Ausgaben, insbesondere im Sozial- und Schulbereich, gibt es hierzu keine Alternative.
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